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Beklagten und Revision
••• Prozeßbevollmächtigterc“ Rechtsanwalt Prof0Bra

gegen

den Kaufmann Eugen SchBBBin ■  Q, r.-u
Kläger und Revisionsb^1 

- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt 3)r<
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hat der II0 Zivilsenat des Bundesgerichtshofs
auf die mündliche. Verhandlung vom 28* Juni 195b
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr0 Ganter
und der Bundesrichter Dr„ Delbrück, Dr«, Fischer,. Artl v&a
Dro Winkelmann

für Recht erkannte

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
2o Zivilsenats: des Kammergerichts in Berlin vom 
15c Februar 1955 wird auf Kosten des Beklagten mit 
der Maßgabe zurückgewiesen, daß der Beklagte verur­
teilt wird, 3o650 DM /BDL nebst 4 $ Zinsen seit dem 
10» Dezember 1953 an die erk GmbH
in B u B H H B ^ t r a ß e  B, ”
zahH en „

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger vereinbarte im Jahre 1933 mit dem Beklagten, 
daß dieser sämtliche Geschäftsanteile der
Werk GmbH in Bfll^, die der Kläger an den Kaufmann PflU in

übertragen hatte., als Treuhänder für den Kläger über­
nehmen sollteo Demzufolge wurden die Geschäftsanteile von Pein 
auf den Beklagten übertragene Der Kläger blieb bis zum Jahre 
1938 Geschäftsführer der GmbHo Das Innenverhältnis wurde 
durch einen notariell beurkundeten Vertrag vom 19„ Oktober 1933 
geregelt, bei dem für den Kläger dessen Schwiegersohn 
Dr0 als treuhänderischer Vertragspartner auf­
trat o Als sich im Jahre 1938 die Lage für die rassisch Ver­
folgten immer mehr zuspitzte und auch der Kläger trotz seiner 
tschechischen Staatsangehörigkeit mit Verfolgungsmaßnahmen 
rechnen mußte, entschloß er sich, nach England auszuwandern«
Er wurde durch Gesellschafterbeschluß des Beklagten als Ge­
schäftsführer abberufenwährend sich der Beklagte in Über­
einstimmung mit demiKläger als Geschäftsführer der GmbH ein-
setzteo Die Gesellschaft erteilte^der,langjährigen Mitarbei­
terin und Vertrauensperson des Klägers, einem Präulein Hefll 
Prokurao Diese sollte das Geschäft im bisheinlgen Sinne weiter­
leiten«. Nach einer zwischen den Parteien getroffenen Verein­
barung sollte die Aufgabe des Beklagten lediglich in der for­
mellen Erfüllung der einem Geschäftsführer obliegenden Pflich­
ten sich erschöpfen, während der eigentliche Geschäftsbetrieb 
von den eingearbeiteten Angestellten der Firma, insbesondere 
von Fräulein H e f H ^  fortgeführt werden sollte, die allein 
auch die verschiedenen Fertigungsmethoden für die von der 
GmbH hergestellten und vertriebenen Reinigungsmittel kannte«

Dem Beklagten wurde im Jahre 1933 für die Übernahme der 
Stellung als Treuhänder eine Vergütung von 5 fo des jährlichen 
Reingewinns zugesagto Unstreitig wurde im Jahre 1938 verein- t,
hart, daß der Beklagte hierfür und für die Übernahrae der for­
mellen Stellung als Geschäftsführer weiterhin 5 des Rein-



gewinns der Gesellschaft? mindestens aber 500 RM monatlich, 
erhalten sollte,

Kurze Zeit nach der Auswanderung des Klägers erhöhte 
der Beklagte kraft seiner Stellung als Treunehmer der Ge­
schäftsanteile und als Geschäftsführer seine Bezüge auf mo­
natlich 1000 RM nettoo Zwei weitere Monatsgehälter von je 
1000 RM entnahm er in den folgenden Jahren als Weihnachts- 
und Urlaubsgeldo Die Entnahmen beliefen sich für die Zeit 
ab lo Mai 1939 bis* zum 30. November 1943 auf 1000 RM je Mo­
nat? die Entnahmen für Urlaubsgeld auf 5000 RM und für Weih­
nachtsgeld auf 4000 RMo

Im Jahre 1948 übertrug der Beklagte auf Anweisung des 
Klägers die sämtlichen Geschäftsanteile der GmbH auf Präulei 
K eBH^> die ebenfalls Treuhänderin des Klägers ist«

Der Kläger ist der Auffassung, der Beklagte habe seine 
Pflichten als Treuhänder dadurch verletzt? daß er sich aus 
der Gesellschaft Einnahmen verschafft habe* auf die er nach 
den zwischen den Parteien geltenden Abreden keinen Anspruch 
batte. Der Beklagte hatte nur 500 RM brutto entnehmen dürfen 
In den Vorinstanzen hat der Kläger weiter geltend gemacht,: 
der Beklagte habe seine Verpflichtungen als Treuhänder ferne 
dadurch verletzt? daß er ungerechtfertigte Entnahmen für 
Reisespesen gemacht und weitere zum Schadensersatz verpflich 
tends Handlungen begangen habe; diese Vorwürfe sind jedoch 
im jetzigen Verfahrensabschnitt nicht mehr im Streit«

Mit der Klage hat der Kläger einen Teilbetrag seiner 
Forderungen in Höhe von 6«100 DM nebst 4 $ Zinsen seit Klage 
Zustellung geltend gemacht•

Der Beklagte hat beantragty die Klage abzuweisen* Er 
wandte ein? dex̂  Kläger mache einen Gesellschaftsanspimch im

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


eigenen Namen geltend , v/ozu er. nicht legitimiert sei« Wenn 
ihm Ansprüche aus dem TreuhandVerhältnis erwachsen wären, 
so wäre seine Aktivlegitimation deshalb zu verneinen, Weil­
er die ihm aus dem Treuhandvertrag zustehenden Ansprüche un­
ter dem 25o April*1949 in London an die GmbH abgetreten habe. 
Er, der Beklagte, habe sich zu höheren Entnahmen, als mit 
dem Kläger vereinbart, als berechtigt ansehen können und im 
mutmaßlichen Einverständnis mit dem Kläger gehandelt» Er ha­
be auch im übrigen keine zum Schadensersatz verpflichtenden 
Handlungen begangen»

Das Landgericht wies die Klage ab« Es war der Auffas­
sung, der geltend gemachte Anspruch wäre im Palle seiner Be­
gründetheit ein Anspruch der GmbH» Der Kläger sei nicht legi­
timiert, diesen Anspruch geltend zu machen»

Der Kläger focht dieses Urteil mit der Berufung an und 
beantragte hilfsweise, den Beklagten zur Zahlung der Klage- 
summe an die GmbH zu verurteilen»

Das Kaipmergei^icht erhob Beweis und verurteilte den Be­
klagten unter’Abweisung der Klage im übrigen, zugunsten des 
Klägers auf ein von ihm bei einem Geldinstitut in West-Berlin 
oder im Bundesgebiet zu errichtendes Sperrkonto 3°650 DM 
nebst 4 $ Zinsen seit dem 10» Dezember 1953 zu zahlen und 
3/5 der Kosten des Rechtsstreits zu tragen, während dem Klä­
ger 2/5 der Kosten auferlegt wurden»

Mit der Revision, die das Berufungsgericht zugelassen 
hat, erstrebt der Beklagte die Abweisung der Klage im vollen 
Umfange» Der Kläger stellt den früheren Hilfsantrag in Höhe 
der Urteilssumme nunmehr als Hauptantrag, den früheren Haupt­
antrag dagegen als Hilfsantrag und bittet, die Revision in 
erster Linie nach Maßgabe des neuen Hauptantrages zurüekzu- 
weisen»
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Das Berufungsgericht kommt in Würdigung der Beweisauf­
nahme zu dem Ergebnis, daß mit Sicherheit vertragswidrige 
Entnahmen des Beklagten in Höhe von insgesamt 36 »500 RI»! fest­
zustellen seien. Bei diesem Betrage handle es sich entgegen 
der Behauptung des Beklagten um Nettoeinnahmen, Der tatsäch­
lich entstandene Schaden sei daher um die von der H a B H B -  
R B H B - W e r k  GmbH gezahlten steuerlichen Abgaben zu erhöhen* 
Es ließen sich jedoch zahlenmäßig Feststellungen über die 
Höhe dieser Beträge wegen des Verlustes der Geschäftsbücher 
nicht mehr treffen. Infolgedessen sei zugunsten des Beklagten 
von der Summe von 36,500 RM auszugehen, die,im Verhältnis 
10 z 1 umgestellt, den zuerkannten Betrag von 3o650 DM /BDL 
uarstellen. Die Berechtigung des Klägers, Zahlung an sich 
selbst zu verlangen, folge aus seiner persönlichen Stellung 
als Vertragspartner des Treuhandvertr a g e s sowie aus der Tat­
sache, daß der Gesellschaft selbst zustehende Ansprüche aus 
§ 43 GmbH-Ges wegen Verletzung der Geschäftsführerpflichten 
zufolge der kurzen Verjährungsfrist des § 43 Abs 4? von der 
der Beklagte ausdrücklich Gebrauch gemacht habe, nicht mehr 
geltend gemacht werden könnten und somit Belange irgendwel­
cher Gläubiger nicht betroffen würden.

Die Angriffe der Revision richten sich gegen die recht­
liche Beurteilung der Anspruchsgrundlagen und auch gegen die 
Höhe des dem Kläger zuerkannten Betrages,

1, Die Revision vertritt die Auffassung, die angeblichen 
Vertragsverletzungen des Beklagten berührten nicht den Treu­
handvertrag betreffend die Übertragung der Geschäftsanteile 
auf den Beklagten, sondern den Geschäftsführervertrag zwi­
schen dem Beklagten und der GmbH, Es seien unmittelbare ver­
tragliche Verpflichtungen aus dem Geschäftsführervertrag



zwischen der GmbH und dem Beklagten entstanden, für die die 
besondere Regelung des § 43 GmbH-Ges gelte0 Damit sei unver­
einbar, daß der Beklagte daneben einer besonderen Haftung 
aus dem Treuhandverhältnis unterliege«> Vielmehr seien die 
Verpflichtungen aus dem Treuhandvertrag gWisehen dem wirkli­
chen Inhaber der GmbH und dem Beklagten, soweit, sie sich auf 
die Verpflichtungen aus dem Geschäftsführervertrag beziehen 
Hessen, durch das Entstehen der unmittelbaren vertraglichen 
Verpflichtungen aus dem Geschäftsführervertrag zwischen der 
GmbH und dem Beklagten konsumiert worden«

Diesen Bedenken der Revision kann nicht beigepflichtet 
werden.•>

Dem Berufungsgericht ist darin beizutreten, daß der zwi­
schen den Prozeßparteien abgeschlossene Treuhandvertrag bezüg­
lich der Verwaltung der Geschäftsanteile den Beklagten ver­
pflichtete, auch in seiner Eigenschaft als Geschäftsführer 
jegliche Handlungen zu unterlassen, gegen die er als treuhän­
derischer Alleingesellschafter hätte einschreiten müssen. Aus 
seiner Treuhänderstellung folgte für ihn die.Verpflicht ung, 
alles zu tun, um Schäden von dem Kläger fernzuhalten, Er wäre 
daher, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, - nach 
der Abberufung des Klägers als-Geschäftsführer - ’auch dann
zum Einschreiten verpflichtet gewesen, wenn ein Dritter als 
Geschäftsführer seine Obliegenheiten verletzt hätte« Wenn er 
selbst das Amt des Geschäftsführers inne hatte, so blieb er 
auch auf Grund des Treuhandverträges bezüglich der Verwaltung 
der Geschäftsanteile verpflichtet, Schäden von dem Kläger 
fernzuhalten und sich demgemäß an die Abrede zu halten, die 
die Höhe seiner Entnahmen betraf.

Da es sich um eine Einmann-Gesellschaft handelte, wirkte 
die rechtsgeschäftliche Übertragung der Geschäftsanteile auf 
den Beklagten als Treuhänder gleichzeitig als Übertragung des



geschäftlichen Unternehmens und setzte ihn in die Lage., nach 
seiner Bestellung zum Geschäftsführer Entnahmen unter dem Ti­
tel von Auszahlungen an ihn als Gesellschafter oder als Ver­
gütung für Geschäftsführung aus dem Gesellschaftsvermögen zu 
machen* Wenn er solche Entnahmen tätigte? auf die er nach dem 
Treuhandvertrag keinen Anspruch hatte, und die zu den getrof­
fenen Abreden in Widerspruch standen? so verletzte er seine 
Pflichten aus dem Treuhandvertrag und war daher dem Kläger 
gegenüber nach §§ 675? 667? 276? 249 BGB verpflichtet? das zu 
unrecht entnommene Geld an die Stelle zurückzuzahlen? der er 
es entzogen hatte? es also der Gesellschaft wieder zuzuführen, 
Biesen Anspruch macht der Kläger mit seinem zulässigerweise 
in der Re Visionsinstanz geänderten Antrag geltend? mit dein 
er nunmehr in erster Linie Zahlung der im Berufungsurteil dem 
Kläger zugesprochenen Summe statt an den Kläger an die GmbH 
begehrt *

Dieser Anspruch wird durch die besondere Regelung in 
§ 43 GmbHG nicht berührt„ Nach dieser Vorschrift haftet der 
Geschäftsführer wegen Verletzung seiner Obliegenheiten der 

t für den entstandenen Schaden* Eine Haftung der 
Geschäftsführer gegenüber dem Gesellschafter ist im GmbHG nur 
in § 31 Abs 6 vorgesehen? desben.Voraussetzungen hier nicht 
weiter in Betracht gezogen zu Werden brauchen* Diese Vor- ( 
Schriften schließen aber nicht aus? daß sich eine Schadens- 
ersatzpflieht aus besonderen Rechtsbeziehungen zwischen Ge­
schäftsführer und Gesellschafter ergeben kann (vgl Scholz? 
GmbHG-Kommentar? § 43 Anm 18.)* Die Ansicht der Revision? der 
Anspruch aus § 43 GmbHG konsumiere den Anspruch aus Verletzung 
eines TreuhandVerhältnisses? würde den Kläger rechtlos stel­
len? da nur er Ansprüche aus dem TreuhandVerhältnis hat* Der 
Erwägung der Revision? es sei rechtlich undenkbar? daß der 
Beklagte? der von der GmbH wegen Pflichtverletzungen als 
Geschäftsführer nicht mehr in Anspruch genommen werden könne, 
nur deshalb haften solle, weil er diese Pflichtverletzungen
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als treuhänderischer Gesellschafter nicht verhindert habe, 
ist entgegenzuhälten, daß der Beklagte dem Kläger nicht des­
halb haftet? weil er der Gesellschaft gegenüber Pflichtver­
letzungen begangen hat, sondern weil er sich nicht an die Ab­
reden aus dem Treuhandvertrag gehalten hatQ

20 Die Aktivlegitimation des Klägers ist nicht deshalb 
zu verneinen, weil der Kläger unter dem 25«. April 1949 in 
London die aus dem Treuhandvertrage seines Schwiegersohns 
Lindenstrauß in dessen Vollmacht die materiell ihm zustehen­
den Ansprüche an die GmbH abgetreten hat«,

Da.s Berufungsurteil läßt dahingestellt, ob diese Abtre­
tung, wie der Kläger geltend gemacht und näher ausgeführt 
hatte, nach englischem Recht unwirksam ist<> Es ist der An­
sicht, daß die Abtretung auf jeden Pall einer devisenrecht­
lichen Genehmigung bedurfte, wobei unentschieden bleiben kön­
ne, ob diese von der englischen oder deutschen Devisenstelle 
oder von beiden Stellen zu erteilen war<, Keine der damaligen 
Vertragsparteien habe, so führt das Berufungsgericht aus, die 
Absicht, unter Beibringung der devisenrechtlichen Genehmigun­
gen Rechte aus dem Vertrage herzuleiten, sodaß er aus diesem 
Grunde einem nichtigen Rechtsgeschäft gleichzusetzen sei0

Demgegenüber vertritt die Revision die Auffassung, daß 
die damaligen Vertragsparteien sehr wohl Rechte aus diesem 
Vertrage herleitena Anders sei es nicht zu erklären, daß im 
Wiedergutmachungsverfahren als Anspruchsberechtigte auch die 
GmbH, und zwar an erster Stelle vor dem Kläger genannt worden 
seio Dieser Hinweis vermag die rechtliche Beurteilung des Be- 
rufungsgerichts im Ergebiffibnieht zu erschüttern,. In dem von 
der Revision in Bezug genommenen Rückerstattungsverfahren 
hatten der jetzige Klager und die GmbH dem Antragsgegner 
vorgeworfen, daß er als Geschäftsführer der GmbH unberech­
tigte Entnahmen zu seinen Gunsten vorgenommen, den Wieder-
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aufbau des Betriebes hintertrieben und die Reingewinne, die 
er als Inhaber der Geschäftsanteile zu beziehen gehabt hätte, 
nicht abgerechnet und abgeliefert habe, und von dem Antrags^©# 
ner Rechnungslegung verlangt sowie Zahlung der sich auvs der 
Rechnungslegung ergebenden Beträge und Entnahmen, soweit sie 
5 $ des Reingewinns überstiegen« Die Wiedergutmachungskammer 
hat den Rückerstattungsanspruch mit der Begründung zurückge­
wiesen, daß es sich um Ansprüche handele, für die eine Zustän­
digkeit der Wiedergutmachangsbehörde nicht gegeben sei« Wenn 
die Antragsteller in jenem Verfahren in dem von der Revision 
in Bezug genommenen Schriftsatz vom 11«, Juli 1951 die Abtre­
tungsurkunde vom 25o April 1949 vorgelegt haben, so ist daraus 
nicht zu folgern, daß auch nach Abschluß des RE-Verfahrens 
und nach Erhebung der vorliegenden Klage aus dieser Abtre­
tung noch Rechte von den Vertragsparteien, also dem Kläger 
oder der GmbH, hergeleitet würden. In dem jetzigen Rechts­
streit hat der Kläger mit Schriftsatz vom 4» Oktober 1954 
vorgetragen, daß die Parteien aus dieser Urkunde keine Rechte 
hergeleitet hätten, nachdem ihnen mitgeteilt worden sei, daß 
der Vertrag, der in London besprochen, aufgesetzt und unter­
schrieben worden sei, dem englischen Vertragsrecht wider­
spreche und daß für einen solchen Vertrag eine Genehmigung 
der Bank von England benötigt würde«. Die Abtretungsurkunde 
sei deshalb als rechtsunwirksam seinerzeit dem Kläger zu­
rückgegeben worden.; Der Beklagte hat demgegenüber nicht dar­
zulegen vermocht, daß die GmbH im Widerspruch zu diesem Vor­
bringen aus der Abtretung noch Ansprüche gegen ihn herleite* 
Unter diesen Umständen ist rechtlich nicht zu beanstanden, 
wenn das Berufungsgericht' ausführt, der vorliegende Rechts­
streit zeige, daß keine der damaligen Vertragsparteien die 
Absicht habe, Rechte aus dem Vertrag herzuleiten«,

Sind sich aber beide Vertragsparteien darüber erd gültig 
einig, aus der Abtretung deshalb, weil sie als rechtsunwirk­
sam angesehen wurde, keine Rechte herzuleiten, so kann auch

*
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derjenige? gegen den sich die ’Abgetretenen” Ansprüche rich­
ten, mangels eines besonderen Rechtsschutzbedürfnisses nicht 
einwenden, daß die Abtretung gleichwohl als wirksam anzusehen 
seio Dieser Einwand des Beklagten wäre daher jedenfalls man­
gels eines Rechtsschutzbedürfnisses wegen mißbräuchlicher 
Rechtsausübung zurückzuweisen® Deshalb kann dahingestellt 
bleiben, ob die Abtretung nach englischem Recht zu beurtei­
len wäre und nach diesem Recht wirksam oder unwirksam ist; 
oder ob sie, wie die Revision meint, nach deutschem Recht zu 
beurteilen wäre und nach diesem einer devisenrechtlichen Ge­
nehmigung der zuständigen deutschen Behörde bedurfte® Im 
letzteren Palle könnte die Abtretung dem Kläger auch deshalb 
nicht entgegengehalten werden, weil sie als gegenstandslos 
anzusehen wäre, nachdem die Vertragsparteien davon abgesehen 
haben, eine devisenrechtliche Genehmigung zu beantragen, und 
weil eine Genehmigung dann nicht erteilt wird, wenn die Par­
teien an dem Vertrag nicht mehr festhalten wollen® Der vor­
dem Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß angenommene Wille 
beider Vertragsparteien, aus der Abtretung keine Rechte her­
zuleiten, kann daher auch als nach deutschem Recht wirksame 
Aufhebung des Abtretungsvertrages angesehen werden<>

3= Das Berufungsgericht hat die Rechte und Pflichten 
des Beklagten nach den Vereinbarungen der Parteien über die 
dem Beklagten zustehende Vergütung bemessen® Die Revision 
macht demgegenüber geltend, mit Rücksicht auf die Steige­
rung der persönlichen Gefahr, der sich der Beklagte ausge­
setzt habe,, habe er davon ausgehen können, daß es dem mut­
maßlichen Willen des Klägers entsprechen würde, wenn er in 
der übernommenen Stellung ausharrend sich sein Gehalt in 
der geschehenen Weise erhöhte® Dieser Erwägung ist jedoch 
entgegenzuhalten, daß das Berufungsgericht die in Betracht 
zu ziehenden Umstände vollständig gewürdigt und insoweit 
einen Rechtsfehler nicht begangen hat® Das Berufungsgericht 
ist der Auffassung, der Beklagte könne sich nicht darauf



berufen, daß die vereinbarte Vergütung im Verhältnis zu dem 
übernommenen Risiko und der später angefallenen Arbeit zu ge­
ring gewesen sei« Bas übernommene Risiko sei ihm bei Abschluß 
des Vertrages genau bekannt gewesen» Hach den übereinstimmen­
den Bekundungen der Zeugen habe sich der Beklagte auch nicht 
derart um den Geschäftsbetrieb kümmern müssen, daß eine .Er­
höhung seiner Bezüge gerechtfertigt gewesen wäre» Der Betrieb 
sei nach Erteilung der Prokura auch weiterhin fast ausschließ­
lich von Fräulein*He^H^ geleitet worden» Wenn das Beru­
fungsgericht in diesem Zusammenhang die Erwägung anstellt? 
auch der Beklagte sei offenbar nicht der Ansicht gewesen, 
daß eine Erhöhung seiner Bezüge gerechtfertigt sei, denn 
sonst hätte er sich mit entsprechenden Vorschlägen an den 
Kläger wenden können, mit dem er ausweislich einer zu den 
Akten gereichten Postkarte noch nach der eigenmächtig vorge- 
ncmmenen Erhöhung seiner Bezüge in postalischer Verbindung 
gestanden habe, so kann der Revision zugegeben werden, daß 
eine Anfrage des Beklagten, die das Thema der Gehaltserhö­
hung betraf, in falsche Hände hätte geraten können und daß 
hierdurch dem Beklagten möglicherweise Unannehmlichkeiten 
entstanden wären» Es kommt aber nicht auf diese zusätzli­
chen Erwägungen des Berufungsgerichts entscheidend an, 
denn es ist nicht wesentlich, ob der Beklagte der Ansicht 
gewesen ist, daß eine Erhöhung seiner Bezüge gerechtfertigt 
sei, sondern darauf, ob er sich unter Berücksichtigung der 
gesamten Umstände des Falles als berechtigt ansehen durfte, 
seine Bezüge im Widerspruch zu den mit dem Kläger getroffe­
nen Vereinbarungen zu erhöhen, und ob dies dem mutmaßlichen 
Willen des Klägers entsprach» Bas hat der Beklagte nach 
Lage der Sache nicht darzulegeh vermocht»

Als er sich im Jahre 1938 bereit; erklärte, auch das 
Amt des Geschäftsführers zu übernehmen und in diesem Zusam­
menhang mit dem Klaget den Treuhandvertrag ergänzende Ver-
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einbarungsn über die Mindesthöhe seiner Bezüge traf, war 
für ihn übersehbar, welches Risiko hiermit für ihn verbunden 
war, und er muß sich daher an den Vereinbarungen festhalten 
lassen, die er mit dem Kläger über das Entgelt für seine 
Hilfestellung getroffen hat, und durfte sich nicht einseitig 
über diese Vereinbarungen hinwegsetzenv

4o Rer Einwand der Revision, dem Kläger stehe ein Scha­
densersatzanspruch gegen Fräulein Hefl^P zu, weil sie die 
Einhaltung der Verjährungsfrist versäumt habe, ist rechtlich 
unerheblich, da der Beklagte den Kläger auf einen solchen An­
spruch auch dann, wenn er bestehen sollte, nicht verweisen 
kann«

Die Rüge, das Berufungsgericht habe übersehen, daß die 
GmbH höhere Beträge an Körperschaftssteuer hatte aufbringen 
müssen, wenn die dem Beklagten angeblich zuviel gezahlten Ge­
halt sbe trage in ihrem Vermögen verblieben wären, der Kläger 
wäre also nicht in voller Höhe der unberechtigten Entnahmen 
als geschädigt anzusehen, ist gegenstandslos geworden, nach­
dem der Kläger nunmehr in erster Linie Zahlung des zugespro­
chenen Betrages an die GmbH, verlangt«

• . ' "-VS-
Schließlich rügt die Revision, das Berufungsgericht 

habe § 286 ZPO verletzt, indem es nicht gelten lasse, daß 
der Beklagte die ihm vertraglich zustehenden 5 $ vom Reinge­
winn bis 1939 nicht erhalten habe«

Das Berufungsurteil führt in diesem Zusammenhang aus, 
der Vortrag des Beklagten, er habe für die Zeit bis 1939 
die ihm vom Kläger zugebilligten 5 % am Reingewinn nicht 
erhalten, müsse wenig glaubwürdig erscheinen; denn er sei 
nach 1939 auf dahingehende Ansprüche, wie ebenfalls die Zeu­
gin H e ^ B ^  bekundet habe, nicht mehr zurückgekommen« Beide 
Parteien seien in Freundschaft verbunden gewesen« Der Kläger
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habe erst 1939 verlassen«. Es sei unwahrscheinlich;
daß der Kläger den ihm in den Jahren bis 1939 obliegenden 
Pflichten insoweit nicht nachgekommen sei«. Im übrigen hät­
ten zur Höhe des Reingewinns auch keine Peststellungen mehr 
getroffen werden können, da sämtliche Unterlagen der GmbH 
verloren gegangen seien,.

Diese tatsächlichen Feststellungen werden von der Revi­
sion nicht angegriffen«, Die Revision meint nur« in den Aus­
führungen des Berufungsgerichts liege ein logischer Fehler, 
weil der Beklagtem wie er vorgetragen habe, unter anderem 
gerade mit Rücksicht auf diese ausstehenden Forderungen 
sich für berechtigt gehalten habe, die monatlichen Mehrent­
nahmen vorzunehmen, er sei also gerade durch diese Mehrent­
nahmen auf seine alten Forderungen zurückgekommeno Das Be­
rufungsgericht habe dies nicht berücksichtigt und damit.
§ 286 ZPO verletzt*

Diese Rüge vermag jedoch das Berufungsurteil nicht zu
erschüttern«, Der Beklagte wäre für die Höhe seiner Ansprüche
aus der Zeit bis 1939 beweispflichtig, während der Kläger an
sich grundsätzlich die Erfüllung dieser Ansprüche nachzuwei- *
sen hätteo Abgesehen davon, daß der Beklagte nicht darzutun
vermochte, welche Gewinne die GmbH bis Ende 1938 erzielt
hatte, müßten seine Ansprüche jedenfalls als verwirkt enge-hi eraufsehen werden, weil er nach 1938/nicht mehr zurückgekommen 
ist, wie die Zeugin H e ^ H P  bekundet hat* Das Vorbringen 
der Revision steht auch im Widerspruch dazu, daß der Beklag­
te in der Klagebeantwortung geltend gemacht hatte, der Klä­
ger schulde ihm jetzt noch die Gewinnbeteiligung für die 
Zeit bis 1938 (Schriftsatz vom 31ol201953 S 5, 6?, Schrift­
satz vom 5o3ol954 S 2), und die Entnahmen über 500 DM damit 
zu rechtfertigen suchte, daß sich das von ihm übernommene 
Risiko seit der Auswanderung des Klägers wesentlich erhöht 
habe und daß er für die GmbH eine weit größere Tätigkeit
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entfaltet habe, als dies bei der im Jahre 1938 getroffenen 
Abrede vorgesehen gewesen sei«, Nachdem der Beklagte mit cu e- 
ser Begründung die höheren Entnahmen aus tatsächlichen Grün­
den nicht zu rechtfertigen vermochte,. kann er sie nicht nach­
träglich auf die Behauptung stützen, er habe sich mit den 
höheren Entnahmen für Forderungen.auf rückständige Gewinnbe­
teiligung für die Zeit bis Ende 1938 bezahlt gemacht, um ,Sv) 
weniger, als der Beklagte dies in den Tatsacheninstanzen 
nicht behauptet hatte.,

Demnach war die Revision des Beklagten mit der Maßgabe 
zurückzuweisen, daß der im Berufungsurteil zuerkannte Betrag 
von 3*650 DM nebst Zinsen nicht an den Kläger auf ein Sperr­
konto, sondern unmittelbar an die GmbH zu zahlen ist»

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPOo

Di'o Canter Dr*Delbrück Dr*Fischer Artl . DraWinkelmann
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